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1.  Neue EU-Pauschalreise-Richtlinie 
seit 1.7.2018

Eine neue EU-Pauschalreise-Richtlinie greift die Tatsache auf, dass 
immer mehr Verbraucher einzelne Reiseleistungen kombinieren. Und 
dies nicht nur im Reisebüro, sondern auch immer häufi ger über das 
Internet. In der Richtlinie ist klar geregelt, wann eine Pauschalreise 
vorliegt und wer Reisevermittler bzw. Reiseveranstalter ist.

Die Richtlinie sieht unter anderem folgende Neuerungen vor:

 » Ausführlichere Informationen anhand einheitlicher Formulare. 
Neben dem Veranstalter hat auch der Reisevermittler Informa-
tionspfl ichten.

 » Der Reisende kann ab einer Preiserhöhung von mehr als acht 
Prozent vom Vertrag zurücktreten. Der Reiseveranstalter darf 
den Preis bis zu 20 Tage vor Reisebeginn erhöhen – jedoch wie 
bisher nur aus bestimmten im Gesetz festgelegten Gründen.

 » Veränderungen der vertraglichen Reiseleistung, auf die der Rei-
sende trotz entsprechender Mitteilung des Veranstalters nicht 
reagiert, gelten als angenommen. Voraussetzung ist aber, dass 
der Reisende über die Gründe dafür und über sein Recht vom 
Vertrag zurückzutreten informiert wurde.

 » Das bewährte Gewährleistungsrecht bei Mängeln wird über-
sichtlicher. So ist etwa abschließend aufgezählt, in welchen 
Fällen sich Veranstalter bei Schadensersatzansprüchen des 
Reisenden entlasten können. Für Veranstalter ist es außerdem 
kaum noch möglich, die Haftung in ihren Vertragsbedingungen 
zu beschränken.

 » Können Reisende wegen unvermeidbarer, außergewöhnlicher 
Umstände nicht wie vereinbart zurückbefördert werden, hat der 
Reiseveranstalter neben den Kosten einer vereinbarten Rück-
beförderung auch die Kosten für die weitere Beherbergung des 
Reisenden für bis zu drei Übernachtungen zu tragen, ggf. auch 
länger.

 » Der Reisende kann Ansprüche wegen Reisemängeln jetzt inner-
halb von zwei Jahren geltend machen. Es genügt, wenn der Ur-
lauber die Mängel gegenüber dem Reisevermittler anzeigt. Sie 
muss nicht mehr gegenüber dem Reiseveranstalter oder einer 
von ihm benannten Stelle erfolgen.

Neue Kategorie „Verbundene Reiseleistung“

 » Pauschalreisende sind bei Mängeln oder wenn der Reiseveran-
stalter pleitegeht, gut abgesichert – gleich ob bei Buchung im 
Reisebüro oder online.

 » Werden mehrere Reiseleistungen innerhalb kurzer Zeit für die-
selbe Reise vermittelt – beispielsweise ein Mietwagen, die Un-
terkunft, ein besonderer Ausfl ug vor Ort –, ist das nicht zwangs-
läufi g eine Pauschalreise. Hierfür wird die neue Kategorie der 
„verbundenen Reiseleistungen“ eingeführt.

Basisschutz „Verbundene Reiseleistung“

 » Der Vermittler – ob stationäres Reisebüro oder Onlineportal – ist 
zur vorvertraglichen Information verpfl ichtet. Etwa darüber, ob 
es sich um eine Pauschalreise oder eine verbundene Reiseleis-
tung handelt. Er muss sich gegen Insolvenz absichern, wenn 
die Zahlungen des Kunden direkt an ihn gehen. Wegen Reise-
mängeln muss der Reisende sich jedoch – anders als bei einer 
Pauschalreise, bei der der Veranstalter haftet – an den jewei-
ligen Leistungserbringer (wie zum Beispiel die Autovermietung) 
wenden.

 » Bei der verbundenen Reiseleistung müssen die Anbieter separate 
Rechnungen für die einzelnen Leistungen erstellen. Der Bezahl-
vorgang kann gemeinsam erfolgen.
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 » Bei verbundenen Online-Buchungen kann jedoch auch eine Pau-
schalreise vorliegen. Etwa wenn ein Flugportal nach der Flug-
buchung noch ein Hotel anbietet, indem es auf die Webseite des 
Hotelanbieters verlinkt, die Daten des Urlaubers überträgt und 
dieser innerhalb von 24 Stunden dort bucht (sog. Click-through-
Buchung).

Keine Pauschalreise bei Ferienhaus und Kaffeefahrt

 » Aufenthalte in Ferienhäusern und -wohnungen, die von Reisever-
anstaltern oder -agenturen angeboten werden, sind künftig keine 
Pauschalreisen mehr. Das gilt ebenso für Kaffeefahrten unter 500 €. 

 » Auch bei Anmietung eines Ferienhauses oder einer Busbeförde-
rung bei einem Ausfl ug kommt ein Vertrag zwischen Anbieter 
und Kunde zustande. Betroffene können deshalb grundsätzlich 
Gewährleistungsrechte geltend machen.

2.  Einstellung von Langzeitarbeitslosen – 
Lohnkostenzuschüsse ab 1.1.2019

Mit dem Gesetz zur Schaffung neuer Teilhabechancen für Langzeit-
arbeitslose führt die Bundesregierung neue Lohnkostenzuschüsse im 
Sozialgesetzbuch II ein. Das Gesetz soll ab 1.1.2019 in Kraft treten. 

 » Arbeitgeber können einen Lohnkostenzuschuss erhalten, wenn 
sie sehr schwer vermittelbare Langzeitarbeitslose sozialversi-
chert einstellen. Dazu gehören Personen, die mindestens 25 Jah-
re alt sind und seit mindestens sieben Jahren Arbeitslosengeld II 
erhalten. Der Zuschuss wird für maximal fünf Jahre gezahlt. Er 
beträgt in den ersten zwei Jahren 100 % des gesetzlichen Min-
destlohns. Danach sinkt er um 10 Prozentpunkte pro Jahr.

 » Lohnkostenzuschüsse soll es auch geben, wenn Personen be-
schäftigt werden, die mindestens zwei Jahre arbeitslos sind. 
Ihre Arbeitslosigkeit soll sich nicht noch weiter verfestigen.  Das 
geförderte Arbeitsverhältnis muss für mindestens zwei Jahre 
geschlossen werden. Der Zuschuss beträgt im 1. Jahr 75 %, im 
2. Jahr 50 %. Maßgeblich ist in diesem Fall das tatsächliche 
Arbeitsentgelt.

3.  Vorteile für den Verbraucher durch das 
Gesetz zur Musterfeststellungsklage

Der Bundestag hat am 14.6.2018 das Gesetz zur Musterfeststel-
lungsklage beschlossen, welches zum 1.11.2018 in Kraft tritt. Mit 
der Einführung der Musterfeststellungsklage sollen anerkannte und 
besonders qualifi zierte Verbraucherverbände gegenüber einem Un-
ternehmen in die Lage versetzt werden, zentrale Haftungsvorausset-
zungen für alle vergleichbar betroffenen Verbraucher in einem ein-
zigen Gerichtsverfahren verbindlich klären lassen zu können, ohne 
dass diese zunächst selbst klagen müssen.

Das Gesetz sieht vor, dass die Verbraucherverbände strenge Voraus-
setzungen erfüllen müssen, damit gewährleistet ist, dass das Mus-
terfeststellungsverfahren sachgerecht geführt wird und die Interes-
sen der Verbraucher tatsächlich berücksichtigt werden.

Sind mindestens zehn Verbraucher von demselben Fall betroffen, 
soll die Klage von einem entsprechenden Verbraucherverband erho-
ben werden können. Auf Veranlassung des Gerichts wird die Klage 
dann in einem Klageregister, das zum 1.11.2018 beim Bundesamt 
für Justiz eingerichtet wird, öffentlich bekannt gemacht. Hier sollen 
betroffene Verbraucher insbesondere ihre Ansprüche gegenüber dem 
beklagten Unternehmen anmelden können.

Die Anmeldung bietet den Verbrauchern zwei Vorteile: Zum einen 
wird die Verjährung der Ansprüche ab Erhebung der Klage gehemmt; 
zum anderen entfalten die Feststellungen des Urteils für das Unter-
nehmen und die angemeldeten Verbraucher Bindungswirkung. 

Melden sich innerhalb von zwei Monaten mindestens 50 betroffene 
Verbraucher an, wird das Verfahren durchgeführt. Die Musterfest-
stellungsklage kann entweder durch ein Urteil oder durch einen 
Vergleich beendet werden. Im Anschluss können die angemeldeten 
Verbraucher dann unter Berufung auf das Urteil oder den Vergleich 
ihre individuellen Ansprüche durchsetzen.

4.  Entschädigung wegen Vereitelung einer 
gebuchten Kreuzfahrt

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 29.5.2018 entschiedenen 
Fall verlangte ein Ehepaar aufgrund einer von einem Reiseveranstal-
ter kurzfristig abgesagten Reise (Karibikkreuzfahrt) von diesem die 
Rückerstattung des Reisepreises, die Erstattung der Mehrkosten der 
Ersatzreise und Schadensersatz wegen vertaner Urlaubszeit in Höhe 
des vollen Reisepreises (hier: ca. 5.000 €). Als Ersatz hatte das Ehe-
paar eine Reise mit einem Mietwagen durch Florida unternommen.

Die BGH-Richter kamen jedoch zu dem Entschluss, dass bei einer 
ausgefallenen Reise nicht stets eine Entschädigung in Höhe des 
vollen Reisepreises als angemessen anzusehen ist. Wird dagegen die 
Reise wegen Mängeln der Leistung des Veranstalters so erheblich 
beeinträchtigt, dass der Erfolg der Reise (nahezu) vollständig ver-
fehlt wurde, ist regelmäßig eine Entschädigung in Höhe des vollen 
Reisepreises angemessen.

Die Beeinträchtigung kann bei groben Mängeln der Reiseleistung 
erheblich größer sein, als wenn die Reiseleistung bei einer Vereite-
lung der Reise überhaupt nicht erbracht wird. Da maßgeblich auf 
den dem Reisenden durch die Vereitelung der Reise entgangenen 
Nutzen abzustellen ist, ist es für die Höhe der Entschädigung auch 
unerheblich, wie der Reisende im Falle einer vereitelten Reise die 
vorgesehene Reisezeit verbracht hat.

Im entschiedenen Fall war die Entschädigung mit etwa 73 % des 
Reisepreises zu bemessen. Mit dem völligen Ausfall der Reise wurden 
zwar die Erwartungen der Reisenden enttäuscht, sie konnten aber 
damit über ihre Zeit frei verfügen.

5.  Verspätetes Einfi nden bei der Sicherheits-
kontrolle – Flugzeug verpasst

In einem Fall aus der Praxis begab sich eine Familie gegen 4.00 Uhr 
am Flughafen zum Sicherheitskontrollpunkt in einem Terminal des 
Flughafens Frankfurt am Main, um eine Urlaubsreise anzutreten. Der 
planmäßige Abfl ug war um 4.55 Uhr. Bei der Röntgenkontrolle des 
Handgepäcks hatte das Sicherheitspersonal den Verdacht, dass sich 
darin eine Bombe, Sprengstoff oder Sprengstoffspuren befanden. 
Das Gepäckstück wurde erneut kontrolliert und im Röntgentunnel 
vor- und zurückgefahren. Als sich herausstellte, dass der Verdacht 
unbegründet war, durfte die Familie die Sicherheitskontrolle um 
4.40 Uhr passieren. Zu diesem Zeitpunkt war das „Boarding“ (Start: 
4.30 Uhr) für den gebuchten Flug bereits abgeschlossen und das 
Flugzeug befand sich auf dem Rollfeld. Der Mann verlangte nun die 
Erstattung der Aufwendungen für den Kauf von Ersatztickets.

Der Bundesgerichtshof entschied dazu mit Urteil vom 14.12.2017, 
dass die Familie keinen Erstattungsanspruch hat. Jeder Passagier 
muss einen ausreichenden „Zeitpuffer“ für die Sicherheitskontrollen 
am Flughafen einkalkulieren, da diese von ihm und den Sicherheits-



mitarbeitern nicht vollständig beeinfl ussbaren Betriebsabläufe einen 
erheblichen Zeitraum in Anspruch nehmen können. Hierauf hat er 
sich einzustellen.

Derjenige, der erst eine knappe Stunde vor dem Abfl ug und eine 
halbe Stunde vor dem „Boarding“ bei der Sicherheitskontrolle 
eintrifft, begibt sich in die von vornherein vermeidbare Gefahr, 
infolge einer sachgemäß verlaufenden Handgepäckkontrolle sei-
nen Flug zu verpassen. Der für diese Kontrolle dann noch zur Verfü-
gung stehende Zeitraum ist üblicherweise äußerst knapp bemessen 
und mit unnötiger Verspätungsgefahr verbunden. Verwirklicht sich 
diese Gefahr, so hat der Passagier die hieraus folgenden Nachteile zu 
tragen, da er die Gefahrenlage und das mit ihr verbundene Verspä-
tungsrisiko maßgeblich mit geschaffen hat.

6.  D&O deckt nicht GmbH-Geschäftsführer-
haftung

Bei einer D&O-Versicherung handelt es sich um eine Vermögens-
schadenhaftpfl ichtversicherung, die ein Unternehmen für seine 
leitenden Angestellten und Organe abschließt. Sie ist der Art nach 
den Berufshaftpfl ichtversicherungen zuzuordnen und ist eine Versi-
cherung zugunsten Dritter. Der Versicherungsschutz gilt nur für die 
Organe und Manager des Unternehmens, nicht aber für das Unter-
nehmen selbst.

Nach dem GmbH-Gesetz hat ein Geschäftsführer für Zahlungen 
persönlich einzustehen, die trotz Eintritt der Zahlungsunfähigkeit 
oder der Feststellung der Überschuldung der Gesellschaft geleistet 
worden sind. Das Oberlandesgericht Düsseldorf (OLG) hatte nun zu 
entscheiden, ob in einem solchen Fall eine bestehende D&O-Versi-
cherung den Schaden abdeckt.

Es handelt sich nach Auffassung des OLG hier um keinen von der 
D&O-Versicherung erfassten Anspruch. Der Haftungsanspruch ge-
mäß dem GmbH-Gesetz ist mit dem versicherten Anspruch auf 
Schadensersatz wegen eines Vermögensschadens nicht vergleichbar. 
Es handelt sich vielmehr um einen „Ersatzanspruch eigener Art“, der 
allein dem Inter-esse der Gläubigergesamtheit eines insolventen 
Unternehmens dient. Die Gesellschaft erleidet schließlich durch 
insolvenzrechtswidrige Zahlungen nach Insolvenzreife keinen Ver-
mögensschaden, da ja eine bestehende Forderung beglichen wird. 
Nachteilig wirke sich die Zahlung an bevorzugte Gläubiger nur für 
die übrigen Gläubiger aus. Die D&O-Versicherung ist jedoch nicht 
auf den Schutz der Gläubigerinteressen ausgelegt. 

7.  Rückabwicklung eines Kaufvertrags im 
Wege des „großen Schadensersatzes“

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch kann der Käufer einer mangel-
haften Sache statt zurückzutreten den Kaufpreis durch Erklärung 
gegenüber dem Verkäufer mindern. Damit soll dem möglichen Käu-
ferinteresse Rechnung getragen werden, die mangelhafte Sache zu 
behalten und (statt den Kaufvertrag rückabzuwickeln) durch Herab-
setzung des Kaufpreis eine angemessene Balance zwischen Leistung 
und Gegenleistung wiederherzustellen. Da es sich bei der Minderung 
um ein Gestaltungsrecht handelt, mit welchem der Käufer durch 
einseitiges Rechtsgeschäft eine Änderung des Vertragsverhältnisses 
unmittelbar herbeizuführen vermag, ist dieser ab Eintritt der be-
sagten Gestaltungswirkung (Herabsetzung des Kaufpreises) an die 
von ihm erklärte Minderung gebunden.

Aufgrund dieser Regelung kamen die Richter des Bundesgerichtshofs 
zu der Entscheidung, dass es einem Käufer verwehrt ist, im Anschluss 
an eine von ihm gegenüber dem Verkäufer bereits wirksam erklärte 

Minderung des Kaufpreises unter Berufung auf denselben Mangel 
anstelle oder neben der Minderung sog. „großen Schadensersatz“ 
und damit die Rückabwicklung des Kaufvertrags zu verlangen.

8.  Architektenhaftung – Verantwortlichkeit 
für Planungsmängel

Der mit der Planung beauftragte Architekt trägt allein das Risiko der 
Auswahl der Konstruktion (hier: Fußbodenaufbau einer Großküche). 
Dieses Risiko kann er nicht auf seinen Auftraggeber verlagern, indem 
er diesen vor der Ausführung in seine Planungsüberlegungen einbe-
zieht und seine Zustimmung einholt. Denn diese Zustimmung steht 
– zumindest stillschweigend – unter der Bedingung des Gelingens.

Ein Abzug „neu für alt“ kommt nur in Betracht, wenn der Mangel 
erst sehr spät in Erscheinung tritt, der Auftraggeber das Werk bis 
dahin aber ohne Beeinträchtigungen nutzen konnte und durch die 
Nachbesserung im Wege der Neuherstellung die Lebensdauer des 
Werks entscheidend verlängert wird.

Dagegen scheidet eine Vorteilsausgleichung in Fällen, in denen der 
Unternehmer die Nachbesserung unter Bestreiten der Mangelhaf-
tigkeit lange hinauszögert und der Auftraggeber während dieses 
Zeitraums das mangelhafte Werk nur eingeschränkt nutzen kann, 
grundsätzlich aus. Der Werkunternehmer soll dadurch, dass er den 
werkvertraglichen Erfolg nicht sofort, sondern erst verspätet im 
Wege der Nachbesserung erreicht, nicht bessergestellt werden.

9.  Keine Mängelbeseitigung durch Architekten

Die von einem Architekten als Allgemeine Geschäftsbedingung ge-
stellte Vertragsbestimmung in einem Architektenvertrag: „Wird der 
Architekt wegen eines Schadens am Bauwerk auf Schadensersatz in 
Geld in Anspruch genommen, kann er vom Bauherrn verlangen, dass 
ihm die Beseitigung des Schadens übertragen wird“ ist unwirksam.

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs schuldet der 
Architekt als Schadensersatz wegen der von ihm zu vertretenden 
Planungs- oder Überwachungsfehler, die sich im Bauwerk bereits 
verwirklicht haben, nicht die Beseitigung dieser Mängel, sondern 
grundsätzlich Schadensersatz in Geld.

Hat der Architekt die von ihm geschuldeten Planungs- und Über-
wachungsleistungen mangelhaft erbracht und hat der Auftraggeber 
deswegen das bei einem Dritten in Auftrag gegebene Bauwerk nicht 
so erhalten wie als Ziel der vom Architekten geschuldeten Mitwir-
kung vereinbart, ist das hierdurch geschützte Interesse des Auftrag-
gebers an einer mangelfreien Entstehung des Bauwerks verletzt. 

Der Schaden des Auftraggebers besteht darin, dass er für das verein-
barte Architektenhonorar im Ergebnis ein Bauwerk erhält, das hinter 
dem im Architektenvertrag als Ziel vereinbarten Bauwerk zurück-
bleibt. Für den sich daraus ergebenden Vermögensnachteil hat der 
Architekt Schadensersatz in Geld zu leisten.

10.  Einführung einer Brückenteilzeit

Das Bundeskabinett hat am 13.6.2018 dem Gesetzentwurf zur Wei-
terentwicklung des Teilzeitrechts und zur Einführung einer Brück-
enteilzeit zugestimmt. Es soll zum 1.1.2019 in Kraft treten. Dieser 
Entwurf sieht eine Ergänzung des Teilzeit- und Befristungsgesetzes 
(TzBfG) um einen Rechtsanspruch auf zeitlich begrenzte Teilzeit vor. 
Eine Rückkehr nach der Teilzeitphase zu der vorherigen Arbeitszeit 
soll dadurch ermöglicht werden.



Voraussetzung für die neue Brückenteilzeit ist:
 » Der Arbeitgeber beschäftigt in der Regel mehr als 45 Arbeit-

nehmer.
 » Das Arbeitsverhältnis besteht länger als sechs Monate.
 » Der Arbeitnehmer stellt beim Arbeitgeber einen Antrag, die ver-

traglich vereinbarte Arbeitszeit (Vollzeit- oder bisherige Teilzeit-
arbeit) für einen bestimmten Zeitraum, der zwischen einem und 
fünf Jahren liegt, zu verringern.

 » Es müssen keine bestimmten Gründe (z. B. Kindererziehung, 
Pfl ege) vorliegen.

 » Der Antrag wird mindestens drei Monate vor Beginn der ge-
wünschten Verringerung in Textform gestellt.

 » Es stehen keine betrieblichen Gründe, die die Organisation, den 
Arbeitsablauf oder die Sicherheit im Betrieb wesentlich beein-
trächtigen, entgegen.

 » Für Arbeitgeber, die zwischen 46 und 200 Arbeitnehmer be-
schäftigen, gilt eine besondere Zumutbarkeitsgrenze: Selbst 
wenn die übrigen Voraussetzungen vorliegen, müssen diese Ar-
beitgeber nur einem pro angefangenen 15 Arbeitnehmern den 
Anspruch auf Brückenteilzeit gewähren.

Arbeit auf Abruf: Neben den Regelungen zur Rückkehr in Vollzeit 
sieht der Gesetzentwurf auch Änderungen bei der Arbeit auf Abruf 
vor. Grundsätzlich müssen Arbeitnehmer mit ihrer Arbeitszeit und 
mit ihrem Einkommen planen können. Wer auf Abruf arbeiten muss, 
kann das nur bedingt. Flexibel auf Auftrags- und Personallage re-
agieren zu können ist gleichwohl für Unternehmen wichtig. Wenn 
keine bestimmte Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit vereinbart ist, 
gelten künftig 20 – statt bisher 10 – Stunden/Woche als verein-
bart. Zudem werden Grundsätze für einen angemessenen Ausgleich 
zwischen den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen gesetzlich 
festgeschrieben.

11.  Kündigung wegen eigenmächtiger 
Urlaubsnahme

In einem vom Landesarbeitsgericht Düsseldorf (LAG) entschie-
denen Fall war eine Frau seit dem 1.8.2014 als Junior Business 
Excellence Manager mit Controlling-Tätigkeiten in einem Unter-
nehmen beschäftigt. Berufsbegleitend absolvierte sie ein Master-
studium „BWL Management“, das sie am 21.6.2017 erfolgreich 
abschloss. Im Hinblick auf die Prüfung hatte die Arbeitnehmerin 
für den Donnerstag und Freitag (22. und 23.6.2017) genehmig-
ten Urlaub.

Am Montag, den 26.6.2017 erschien sie jedoch nicht im Betrieb, 
sondern schickte um 12.04 Uhr eine E-Mail mit dem Betreff „Spon-
tan-Urlaub“ an ihren Vorgesetzten. In dieser Mail teilte sie mit, dass 
sie wegen ihrer bestandenen Prüfung von ihrem Vater mit einem 
Aufenthalt auf Mallorca überrascht worden sei und in der Euphorie 
und Eile keine Möglichkeit gehabt hätte, ihre Abwesenheit an ihrem 

Rechner zu vermerken. Sie werde in der Zeit vom 26.6.2017 bis zum 
30.6.2017 abwesend sein und bat um eine kurze Rückmeldung. Um 
17.02 Uhr antwortete der Vorgesetzte per E-Mail, dass die Anwe-
senheit der Arbeitnehmerin aus dringenden betrieblichen Gründen 
erforderlich sei. 

Er bot ihr an, Freitag sowie Montag und Dienstag der nächsten Wo-
che frei zu nehmen. Am Dienstag, den 27.06.2017 um 09.26 Uhr 
antwortete die Arbeitnehmerin per E-Mail, dass sie sich bereits seit 
dem Wochenende auf Mallorca befi nde und keine Möglichkeit be-
stünde, ins Büro zu kommen, was sie auch nicht tat. Am Montag, den 
3.7.2017 erschien sie ebenfalls nicht. Daraufhin kündigte der Arbeit-
geber nach Anhörung des Betriebsrats fristgerecht zum 31.8.2017.

Grundsätzlich stellt die eigenmächtige Inanspruchnahme von Ur-
laub einen Kündigungsgrund dar, der an sich sogar eine fristlose 
Kündigung rechtfertigt. Die Richter des LAG stellten fest, dass auch 
hier ein Kündigungsgrund gegeben ist. Spätestens ab dem Diens-
tag hatte die Frau ernsthaft zu erkennen gegeben, dass sie an dem 
eigenmächtig genommenen Urlaub festhalten und nicht zur Arbeit 
kommen werde. Damit hat sie die falschen Prioritäten gesetzt und 
ihre vertragliche Pfl icht zur Arbeit beharrlich verletzt.

12.  Rückzahlung einer tarifvertraglichen Son-
derzuwendung bei Ausscheiden im Folgejahr 

Mit seinem Urteil vom 27.6.2018 entschied das Bundesarbeitsge-
richt (BAG), dass in Tarifverträgen der Anspruch auf eine jährliche 
Sonderzahlung vom Bestand des Arbeitsverhältnisses zu einem 
Stichtag außerhalb des Bezugszeitraums im Folgejahr abhängig ge-
macht werden kann. 

Im entschiedenen Fall sah der Tarifvertrag vor, dass der Arbeitneh-
mer einen Anspruch auf eine bis zum 1.12. zu zahlende Sonderzu-
wendung hat. Diese dient auch der Vergütung für geleistete Arbeit. 
Die Sonderzuwendung ist vom Arbeitnehmer zurückzuzahlen, wenn 
er in der Zeit bis zum 31.3. des folgenden Jahres aus eigenem Ver-
schulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Beschäftigungsverhält-
nis ausscheidet. Im Oktober 2015 kündigte der Arbeitnehmer das 
Arbeitsverhältnis zum 31.12.2015. Die bereits vom Arbeitgeber ge-
leistete Sonderzuwendung verlangte dieser zurück.

Die Rückzahlungsverpfl ichtung des Arbeitnehmers, die sich aus der 
tarifvertraglichen Stichtagsregelung ergibt, verstößt nach Auffas-
sung des BAG nicht gegen höherrangiges Recht. Die tarifvertrag-
liche Regelung greift zwar in die Berufsfreiheit der Arbeitnehmer 
ein. Die Einschränkung der Berufsfreiheit der Arbeitnehmer ist hier 
aber noch verhältnismäßig. Die Grenzen des gegenüber einseitig ge-
stellten Regelungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen erwei-
terten Gestaltungsspielraums der Tarifvertragsparteien sind nicht 
überschritten.

Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2018: Juli = 111,6; Juni = 111,3; Mai = 111,2; April = 110,7; März = 110,7; Februar = 110,3; 
2010 = 100  Januar = 109,8 
  2017: Dezember = 110,6; November = 109,9; Oktober = 109,6; September = 109,6
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


